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Newsletter  
 
 
 
Wasserrecht / PFAS und Kommunalabwasser  
 

PFAS -Grenzwerte im Trinkwasser seit dem 12.01.2026 und erweiterte Herstellerverant-

wortung nach der Kommunalabwasserrichtlinie (EU) 2024/3019 – Haftung, Regress und 

Refinanzierung (EuG, Entsch. v. 18./19.02.2026; Rechtsmittel zum EuGH anhängig)  

 
1. Einleitung  

 

Das Wasserrecht erlebt derzeit zwei Zäsu-

ren mit erheblicher wirtschaftlicher Trag-

weite: Seit dem 12.01.2026 gelten erstmals 

verbindliche Grenzwerte für per - und po-

lyfluorierte Alkylsubstanzen (PFAS) im 

Trinkwasser. Zugleich führt die novellierte 

EU -Kommuna labwasserrichtlinie (Richt-

linie (EU) 2024/3019, „KARL“) mit der er-

weiterten Herstellerverantwortung ein 

verursacherbezogenes Finanzierungs-

instrument für die vierte Reinigungsstufe 

kommunaler Kläranlagen ein.  

 

Beide Entwicklungen erzeugen Bera-

tungs - und Rechtsschutzbedarf in alle 

Richtungen: bei Wasserversorgern und 

Kommunen, die Grenzwerte einhalten, In-

vestitionen refinanzieren und Verursacher 

in Regress nehmen müssen, ebenso wie 

bei Unternehmen, die sich 

Untersuchungs -, Sanierungs - und Kosten-

bescheiden ausgesetzt sehen.  

 

2. Die neuen PFAS -Grenzwerte der 

Trinkwasserverordnung  

 

Nach Anlage 2 der Trinkwasserverord-

nung (TrinkwV) darf die Summe der zwan-

zig trinkwasserrelevanten PFAS („Summe 

PFAS -20“) seit dem 12.01.2026 den Wert 

von 0,1 µg/l nicht überschreiten; zum 

12.01.2028 tritt ein verschärfter Grenzwert 

von 0,02 µg/l für die v ier kritischsten Ver-

bindungen PFOA, PFOS, PFNA und PFHxS 

(„Summe PFAS -4“) hinzu. Flankierend be-

stehen umfassende Untersuchungspflich-

ten der Betreiber von Wasserversorgungs-

anlagen (§ 28 TrinkwV).  

 

Wird der Grenzwert überschritten, greifen 

Anzeige - und Maßnahmenpflichten bis 

hin zu Anordnungen des Gesundheitsam-

tes. Die Einhaltung erfordert 

http://www.baiker-richer.de/
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kostenintensive Aufbereitungstechnik 

(Aktivkohle, Ionentauscher, Umkeh-

rosmose) und laufende Analytik. Gerade 

in Nordrhein -Westfalen mit seinen be-

kannten Belastungsschwerpunkten ist die 

Betroffenheit hoch.  

 

3. Die zentrale Frage: Wer zahlt?  

 

Mit den Grenzwerten rückt die Verursa-

cherhaftung in den Mittelpunkt. Nach §§ 

4, 10 BBodSchG können Verursacher, de-

ren Gesamtrechtsnachfolger, Grundstück-

seigentümer und Inhaber der tatsächli-

chen Gewalt zur Untersuchung und Sanie-

rung schädlicher Bodenverände rungen – 

einschließlich hierdurch verursachter Ge-

wässerverunreinigungen – verpflichtet 

werden. Die Störerauswahl steht im Aus-

wahlermessen der Behörde und ist klassi-

sches Feld verwaltungsgerichtlicher Aus-

einandersetzung; für den Zustandsstörer 

gilt die vom Bundesverfassungsgericht 

entwickelte Opfergrenze.  

 

Daneben begründet § 89 WHG eine ver-

schuldensunabhängige Haftung für nach-

teilige Gewässerveränderungen. § 24 Abs. 

2 BBodSchG eröffnet mehreren Verpflich-

teten untereinander einen Ausgleichsan-

spruch nach Verursachungsanteilen. Was-

serversorger prüfen zunehmend  Regress-

ansprüche gegen PFAS -Emittenten für 

Aufbereitungs - und Analytikkosten; über 

den Prozesserfolg entscheidet die Qualität 

der Kausalitätsdokumentation.  

 

Soweit kein Rückgriff gelingt, stellt sich die 

Frage der Refinanzierung über die Wasser - 

und Abwassergebühren: Die Ansatzfähig-

keit der PFAS -bedingten Mehraufwen-

dungen in der Kalkulation (§ 6 KAG NRW) 

und deren Verteidigung gegen Einwen-

dungen von Großabnehmern werden die 

Gebührenpraxis der kommenden Jahre 

prägen.  

 

4. Kommunalabwasserrichtlinie und 

Herstellerverantwortung  

 

Die KARL verpflichtet zum stufenweisen 

Ausbau einer vierten Reinigungsstufe zur 

Elimination von Mikroschadstoffen und 

bestimmt, dass Hersteller von Humanarz-

neimitteln und Kosmetika mindestens 80 

Prozent der Investitions - und Betriebskos-

ten tragen (erweiter te Herstellerverant-

wortung). Die hiergegen gerichteten Nich-

tigkeitsklagen der Industrie hat das Ge-

richt der Europäischen Union (EuG) mit 

Entscheidungen vom 18./19.02.2026 als 

unzulässig abgewiesen; nahezu alle Un-

ternehmen haben Rechtsmittel zum 

EuGH eingel egt. 

 

Unabhängig vom Ausgang gilt: Die Richt-

linie ist in Kraft und umzusetzen. Für die 

betroffenen Branchen verlagert sich der 

Rechtsschutz damit absehbar auf die nati-

onalen Umsetzungs - und Vollzugsakte – 

insbesondere künftige Beitragsbescheide 

–, gegen die die Vereinbarkeit der Richtli-

nie mit dem Primärrecht inzident, gegebe-

nenfalls über eine Vorlage nach Art. 267 

AEUV, geltend gemacht werden kann.  

 

5. Rechtsschutz und Verteidigung  

 

Untersuchungs - und Sanierungsanord-

nungen sind regelmäßig sofort vollzieh-

bar; der Eilantrag nach § 80 Abs. 5 VwGO 

ist daher das erste Schlachtfeld. In der Sa-

che kommt es auf die ordnungsgemäße 

Sachverhaltsermittlung, die Bestimmtheit 
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der Anordnung, die Ermessensausübung 

bei der Störerauswahl und die Verhältnis-

mäßigkeit der Sanierungsziele an (Maß-

stab ist die Gefahrenschwelle, nicht der 

Vorsorgewert). Bei Kostenbescheiden ist 

die Höhe gesondert angreifbar.  

 

Auf der Aktivseite stehen Verpflichtungs - 

und Leistungskonstellationen: Anträge auf 

behördliches Einschreiten gegen Emitten-

ten, Ausgleichsansprüche nach § 24 Abs. 2 

BBodSchG sowie Regressklagen der Ver-

sorger.  

 

6. Praxishinweise  

 

Versorgern und Kommunen empfehlen 

wir die proaktive Aufarbeitung der Mess -, 

Eintrags - und Kalkulationslage, bevor 

Grenzwertüberschreitungen oder Gebüh-

renstreitigkeiten eintreten. Industrie - und 

Herstellerunternehmen sollten histori-

sche PFAS -Verwendungen un d ihre KARL -

Betroffenheit jetzt aufarbeiten – wer erst 

mit dem Bescheid kommt, hat die besten 

Verteidigungsoptionen häufig bereits ver-

loren.  

 

In eigener Sache:  

 

Baiker & Richter Rechtsanwälte (PartG) 

sind auf Verwaltungsrecht spezialisiert 

und beraten im Wasser -, Bodenschutz - 

und Kommunalabgabenrecht gleicherma-

ßen Versorger, Kommunen und Verbände 

wie Industrieunternehmen und Grund-

stückseigentümer – außergerichtlic h und 

gerichtlich in allen Instanzen.  


